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der Gemeinde Borkheide (GeschO) 

vom 21.03.2024 10.04.2025 

 

Gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I/07 Nr. 19, S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 
15 des Gesetzes vom 23. Dezember 2008 (GVBl. I/08 Nr. 
12, S. 202), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Borkheide in ihrer Sitzung am 21.03.2024 folgende Ge-
schäftsordnung der Gemeinde Borkheide beschlossen: 
 

Gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I/07 Nr. 19, S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2008 (GVBl. I/08 Nr. 12, S. 
202), hat  
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide hat in ih-
rer Sitzung am 21.03.2024 10.04.2025 folgende Geschäfts-
ordnung der beschlossen: 
 

Eine Präambel ist nicht 
zwingend erforderlich. 
Datum des Beschlusses 
sollte jedoch einleitend 
festgehalten werden. 
Könnte auch vollständig 
entfallen, da Beschluss-
datum bereits im Titel 
vermerkt ist  
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§ 22 gestrichen. Da 
keine Ortsteile oder ent-
sprechende Ausschüsse 
nach besonderen Vor-
schriften   
 
 
 
§ zu Themen des Daten-
schutzes und Umgang 
neuformuliert und an in 
allen Gemeinden ausge-
führten Prozess ange-
passt. 
 
 
 
§ Funktionsbezeichnun-
gen nach Vorgabe ande-
rer Gemeinden an glei-
cher Stelle eingefügt. 

Erster Abschnitt 
Allgemeines und Gemeindevertretung 

 
§ 1 

Geltungsbereich  
 

(1) Diese Geschäftsordnung gilt für die Gemeindever-
tretung, ihre Ausschüsse, Beiräte sowie Arbeits-
gruppen. Sie gilt ergänzend zu den gesetzlichen 
Bestimmungen, zur Haupt- und Einwohnerbeteili-
gungssatzung der Gemeinde. 
 

(2) Soweit in dieser Geschäftsordnung Funktionen mit 
einem geschlechtsspezifischen Begriff beschrieben 

Erster Abschnitt 
Allgemeines und Gemeindevertretung 

 
§ 1 Geltungsbereich  

 
Diese Geschäftsordnung gilt für die Gemeindevertretung, 
ihre Ausschüsse, Beiräte sowie Arbeitsgruppen. Sie gilt er-
gänzend zu den gesetzlichen Bestimmungen, zur Haupt- und 
Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde Borkheide. 

 
(2) Soweit in dieser Geschäftsordnung Funktionen mit einem 

geschlechtsspezifischen Begriff beschrieben werden, gilt 
die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere Ge-
schlecht gleichermaßen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
Nummerierung entfällt 
 
 
 
 
 
Abs. 2 wird als § 24 a 
Ende der GeschO ein-
gefügt 
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werden, gilt die jeweilige Bestimmung für das je-
weils andere Geschlecht gleichermaßen. 

 

§ 2 
Gemeindevertreter 

(§ 31 BbgKVerf) 
 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung haben die 
ihnen aus der Mitgliedschaft in der Gemeindever-
tretung erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie ha-
ben insbesondere an den Sitzungen der Gemein-
devertretung und ihrer Ausschüsse, denen sie an-
gehören, teilzunehmen. 
 

(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der 
Gemeindevertretung vor der Sitzung den Vorsitzen-
den zu informieren. Bei Sitzungen der Ausschüsse 
ist ggf. der Stellvertreter zu benachrichtigen.  

 

§ 2 Gemeindevertreter (§ 31 BbgKVerf) 
 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung Mandatsträger 

haben die ihnen aus der Mitgliedschaft in der Gemeinde-
vertretung erwachsenen Pflichten zu erfüllen. Sie haben 
insbesondere an den Sitzungen der Gemeindevertretung 
und ihrer Ausschüsse Gremien der Gemeinde Borkheide, 
denen sie angehören, teilzunehmen. 
 

(2) Im Falle ihrer Verhinderung haben Mitglieder der Ge-
meindevertretung vor der Sitzung den Vorsitzenden zu 
informieren.  
Bei Sitzungen der Ausschüsse ist ggf. zugleich der Stell-
vertreter zu benachrichtigen. 

 

§ 3 
Einberufung der Gemeindevertretung  

(§ 34 BbgKVerf) 
 

(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung beruft die 
Sitzungen der Gemeindevertretung ein. Die Ladung 
muss den Mitgliedern mindestens 7 volle Tage vor 
dem Sitzungstag, der Tag der Absendung nicht mit-
gerechnet, zugehen (regelmäßige Ladungsfrist). 
Die regelmäßige Ladungsfrist gilt als gewahrt, 
wenn die Ladungen am 9. Tag vor der Sitzung an 
alle Mitglieder übermittelt worden sind. Die Schrift-
form wird durch die elektronische Übersendung ge-
wahrt. 

 
(2) In dringenden Angelegenheiten, kann die Ladungs-

frist auf 4 volle Tage vor dem Sitzungstag verkürzt 

 
§ 3 Einberufung der Gemeindevertretung (§ 34 BbgK-

Verf) 
 
(1) Die Ladung zu den Sitzungen erfolgt elektronisch per E-

Mail und unter Verwendung des Ratsinformationssys-
tems auf der Startseite des Amtes Brück www.amt-
brueck.de. Die Tagesordnung sowie alle zur Sitzung re-
levanten Dokumente werden unter Zugrundelegung der 
in § 5 festgehaltenen Rahmenbedingungen bereitgestellt. 
In begründeten und nicht vermeidbaren Ausnahmefällen 
können Vorlagen nachgereicht werden. 

  
(2) Die Ladungsfrist beträgt mindestens 7 volle Tage vor dem 

Tag der Sitzung. Die E-Mail mit der schriftlichen Ladung 
muss fristgerecht zugehen. (regelmäßige Ladungsfrist) 
 

 
 
 
 
 
 
 

Abs 1 -3:ursprünglicher 
Text nach Informationen 
aus Seminar und Dozent 
angepasst an Prozedere 
wie es in allen Gemein-
den des Amtsgebietes 

gehandhabt wird. 
 
 
 
 
 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
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werden (vereinfachte Einberufung). Die Dringlich-
keit ist in der Ladung zu begründen. 
 

(3) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen erfolgen 
grundsätzlich in Präsenz. Abgesehen von der kon-
stituierenden Sitzung können einzelne Gemeinde-
vertreter auf begründeten schriftlichen Antrag an 
der Sitzung per Video teilnehmen. Voraussetzun-
gen hierfür sind:  

- ein ausreichend begründeter schriftlicher 
Antrag, welcher mindestens 7 volle Tage vor 
der Sitzung dem Vorsitzenden, dem Haupt-
verwaltungsbeamten sowie dem Sitzungs-
dienst zugegangen ist, 
- die technische Umsetzbarkeit der digitalen 
Teilnahme am entsprechenden Sitzungsort. 

 
Die Durchführung von geheimen Wahlen ist in die-
sen Sitzungen nicht zulässig. 
Die per Video Teilnehmenden haben im nicht öf-
fentlichen Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die 
Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt und keine weite-
ren Personen die Sitzung verfolgen können. 

 

(3) In dringenden Angelegenheiten kann die Ladungsfrist auf 
4 volle Tage vor dem Tag der Sitzung verkürzt werden 
(vereinfachte Einberufung). Die Dringlichkeit ist in der 
Ladung zu begründen. 

 
(4) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen erfolgen 

grundsätzlich in Präsenz. Abgesehen von der konstituie-
renden Sitzung können einzelne Gemeindevertreter auf 
begründeten schriftlichen Antrag an der Sitzung per Vi-
deo teilnehmen. Voraussetzungen hierfür ergeben sich 
aus dem § 34 Abs. 1a BbgKVerf und individueller Lösun-
gen in Abstimmung mit dem/der Vorsitzenden sowie dem 
Hauptverwaltungsbeamten. 
Die Durchführung von geheimen Wahlen ist in diesen Sit-
zungen nicht zulässig. 
Die per Video Teilnehmenden haben im nicht öffentlichen 
Teil der Sitzung sicherzustellen, dass die Nichtöffentlich-
keit gewahrt bleibt und keine weiteren Personen die Sit-
zung verfolgen können. 
 

(5) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn mindestens ein Fünftel der gesetzlichen Anzahl der 
Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertreter oder die 
Hauptverwaltungsbeamtin/ der Hauptverwaltungsbeam-
ter oder eine Fraktion unter Angabe des Beratungsge-
genstandes die Einberufung verlangen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 4 bleibt bis auf An-
passungen im Wording 

bestehen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 5 streichen. Ist in 
der BrgKVerf festgehal-
ten. Übergeordnetes 
Recht gilt immer zuerst. 

§ 4 
Tagesordnung der Gemeindevertretung  

(§ 35 BbgKVerf) 
 

(1) Die Tagesordnung ist der Ladung zu den Sitzungen 
beizufügen. 

 
(2) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt die 

Tagesordnung der Gemeindevertretung im Beneh-
men mit dem Hauptverwaltungsbeamten fest. In die 

 
§ 4 Tagesordnung der Gemeindevertretung (§ 35 BbgK-

Verf) 
 

(1) Die Tagesordnung ist der Ladung zu den Sitzungen bei-
zufügen. 

 
(2) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung setzt die Ta-

gesordnung der Gemeindevertretung im Benehmen mit 

 
 
 
 
1. Abs. streichen, gibt 
die BbgKVerf vor. Nach-
folgende Nummerierung 
wird angepasst 
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Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände 
aufzunehmen, die bis zum Ablauf des 12. Tages 
vor dem Tag der Sitzung 
 

a. von mindestens einem Zehntel der gesetzli-
chen Anzahl der Mitglieder der Gemeinde-
vertretung oder 

b. einer Fraktion oder 
c. vom Hauptverwaltungsbeamten 

 
dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung be-
nannt wurden. Die Benennung soll regelmäßig 
schriftlich erfolgen. 

 
(3) Soweit es sich nicht um eine dringende Angelegen-

heit handelt, deren Behandlung nicht bis zur darauf 
folgenden Sitzung aufgeschoben werden kann, 
sind die Vorschläge bei Nichteinhaltung der Frist in 
die Tagesordnung der darauf folgenden Sitzung 
aufzunehmen. 
 

(4) Tagesordnungspunkte zu denen Gäste referieren 
sind vorrangig zu behandeln. Mit den Gastrednern 
ist die Redezeit unter Beachtung der Wesentlichkeit 
des Vorganges abzustimmen. 

 

dem Hauptverwaltungsbeamten fest. In die Tagesord-
nung sind die Beratungsgegenstände aufzunehmen, die 
bis zum Ablauf des 12. Tages vor dem Tag der Sitzung 

 
a) von mindestens einem Zehntel der gesetzlichen 

Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung o-
der 

b) einer Fraktion oder 
c) vom Hauptverwaltungsbeamten 

 
dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung benannt wur-
den. Die Benennung soll regelmäßig schriftlich erfolgen. 

 
(2) Soweit es sich nicht um eine dringende Angelegenheit 

handelt, deren Behandlung nicht bis zur darauf folgenden 
Sitzung aufgeschoben werden kann, sind die Vorschläge 
bei Nichteinhaltung der Frist in die Tagesordnung der da-
rauf folgenden Sitzung aufzunehmen.  
Anträge der Gemeindevertreter zur Aufnahme von Be-
ratungsgegenständen müssen dem Vorsitz der Gemein-
devertretung spätestens bis zum Ablauf des 12. Tages 
vor der Sitzung von mindestens einem Zehntel der ge-
setzlichen Anzahl der Gemeindevertreter oder einer Frak-
tion schriftlich oder elektronisch benannt werden. 

 
(3) Bei Nichteinhaltung der Frist sind die Anträge in der Ta-

gesordnung der nächstfolgenden Sitzung aufzunehmen. 
Es sei denn, es handelt sich um eine dringende Angele-
genheit, deren Behandlung nicht bis in die nächste Sit-
zung aufgeschoben werden kann. 
 

(4) Tagesordnungspunkte zu denen Gäste referieren sind 
vorrangig zu behandeln. Mit den Gastrednern ist die Re-
dezeit unter Beachtung der Wesentlichkeit des Vorgan-
ges abzustimmen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Zum Teil § durch Neu-
formulierung der aktu-
ellen Kommunalver-
fassung und Hinweis 
Dozent zu Geschäfts-
ordnungsanpassung 
umgeschrieben und 

an praktiziertes Proze-
dere angepasst 
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§ 5 
Ratsinformationssystem (RIS) 

 
(1) Das Ratsinformationssystem (RIS) ist ein webba-

siertes Informationssystem, welches die Arbeit und 
den Sitzungslauf der Gremien der Gemeindevertre-
tung Borkheide erfüllt und abbildet. Es ist geteilt in 
einen öffentlichen Teil, der für jedermann über das 
Internet uneingeschränkt einsehbar ist, sowie in ei-
nen nicht öffentlichen Teil, der nur bestimmten Nut-
zergruppen durch Verwendung von Zugangsdaten 
offensteht. 
 

(2) Alle Gemeindevertreter erhalten persönliche Zu-
gangsdaten für das RIS, um auf alle öffentlichen 
und nichtöffentlichen Dokumente zu den Sitzungen 
der Gemeindevertretung und zugehöriger Aus-
schüsse über die Homepage des Amtes Brück zu-
greifen zu können. 
 

(3) Sachkundige Einwohner können nach ihrer Beru-
fung ebenfalls entsprechende Zugangsdaten erhal-
ten, wenn sie dies wünschen. Hierzu genügt ein 
schriftlicher Hinweis an den Sitzungsdienst. 

 

 
§ 5 Umgang mit dem Ratsinformationssystem (RIS) 

 
(1) Das Ratsinformationssystem (RIS) ist ein webbasiertes 

Informationssystem, welches die Arbeit und den Sit-
zungslauf der Gremien der Gemeindevertretung Bork-
heide erfüllt und abbildet. Es ist geteilt in einen öffentli-
chen Teil, der für jedermann über das Internet die Home-
page des Amtes Brück www.amt-brueck.de uneinge-
schränkt einsehbar ist sowie in einen nicht öffentlichen 
Teil, der nur bestimmten Nutzergruppen durch Verwen-
dung von Zugangsdaten offensteht. 

 
(2) Alle Gemeindevertreter Mandatsträger (und sachkundi-

gen Einwohner, die dies wünschen) erhalten persönliche 
Zugangsdaten für das RIS, um auf alle öffentlichen und 
nichtöffentlichen Dokumente zu den Sitzungen der Ge-
meindegremienvertretung und zugehöriger Ausschüsse, 
denen sie angehören über die Homepage des Amtes 
Brück zugreifen zu können. 

 
(3) Sachkundige Einwohner können nach ihrer Berufung 

ebenfalls entsprechende Zugangsdaten erhalten, wenn 
sie dies wünschen. Hierzu genügt ein schriftlicher Hin-
weis an den Sitzungsdienst. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 3 entfällt durch Um-
formulierung von 2 

§ 6 
Beschlussvorlagen 

 
(1) Beschlüsse müssen die entsprechende Beratungs-

folge (Fachausschüsse) durchlaufen bevor sie der 
Gemeindevertretung vorgelegt werden. In Ausnah-
mefällen sowie bei Gefahr im Verzug darf die Ge-
meindevertretung ohne Einhaltung der Beratungs-
folge Beschlüsse fassen.  

 

 
§ 6 Beschlussvorlagen 

 
Beschlüsse Beschlussvorlagen müssen i.d.R. die entspre-
chende Beratungsfolge (Fachausschüsse) durchlaufen be-
vor sie der Gemeindevertretung vorgelegt werden.  

In Ausnahmefällen sowie  

 Wenn die Notwendigkeit sofortigen Handelns vor-
liegt, 

 bei Gefahr im Verzug ist oder  

 
 
 
Nummerierung nicht er-
forderlich 
 
§ nach Beratung in der 
Stadt Brück, wo gleiches 
Prozedere gelebt wird, 
angepasst. 

http://www.amt-brueck.de/
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 Anträge ausdrücklich zur Gemeindevertretersit-
zung rechtzeitig gem. § 4 dieser Geschäftsord-
nung eingereicht wurden, 

darf die der Gemeindevertretung ohne Einhaltung der Bera-
tungsfolge Beschlüsse fassen Beschlussvorlagen zur Be-
schlussfassung vorgelegt werden.  
 

§ 7 
Zuhörer  

(§ 36 BbgKVerf) 
 

(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertre-
tung können Zuhörer nach Maßgabe der vorhande-
nen Plätze teilnehmen. 
 

(2) Zuhörer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen 
oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dür-
fen auch die Beratung nicht stören und keine Zei-
chen des Beifalls oder Missfallens geben. Zuhörer, 
welche die Ordnung stören, können vom Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung aus dem Sitzungssaal 
verwiesen werden. 

 

 
§ 7 Zuhörer (§ 36 BbgKVerf) 

 
(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 

können Zuhörer nach Maßgabe der vorhandenen Plätze 
teilnehmen. 

 
(2) Zuhörer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder 

sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dürfen auch die 
Beratung nicht stören und keine Zeichen des Beifalls oder 
Missfallens geben. Zuhörer, welche die Ordnung stören, 
können vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung aus 
dem Sitzungssaal verwiesen werden. 

 

 

§ 8 
Einwohnerfragestunde;  

Anhörung von Betroffenen und Sachverständigen 
 

(1) Die nach § 3 der Hauptsatzung der Gemeinde 
Borkheide, in der jeweils gültigen Fassung, und der 
Einwohnerbeteiligungssatzung der Gemeinde 
Borkheide, in der jeweils gültigen Fassung, durch-
zuführende Einwohnerfragestunde findet zu Beginn 
des öffentlichen Teils einer jeden Sitzung der Ge-
meindevertretung statt. Dies gilt nicht für Sitzungen, 
in denen nur nicht öffentlich zu behandelnde Ge-
genstände vorgesehen sind. 

 
§ 8 Einwohnerfragestunde; Anhörung von Betroffenen 

und Sachverständigen 
 
(1) Die nach § 3 der Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide, 

in der jeweils gültigen Fassung und der Einwohnerbetei-
ligungssatzung der Gemeinde Borkheide, in der jeweils 
gültigen Fassung, durchzuführende Einwohnerfrage-
stunde findet zu Beginn des öffentlichen Teils einer jeden 
Sitzung der regulären Gemeindevertretungersitzung 
statt. Dies gilt nicht für Sitzungen, in denen nur nicht öf-
fentlich zu behandelnde Gegenstände vorgesehen sind. 

 

 
 
 
 
Anpassung für einfache-
res Lesen 
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(2) Beschließt die Gemeindevertretung, zu einzelnen 

Tagesordnungspunkten zum Gegenstand der Be-
ratung Betroffene oder Sachverständige zu hören, 
ist die Anhörung zu beenden, bevor Beratung und 
Abstimmung über den Gegenstand beginnen. 

 

(2) Die Gesamtdauer einer Einwohnerfragestunde soll 30 Mi-
nuten nicht übersteigen. 

 
(3) Beschließt die Gemeindevertretung, zu einzelnen Tages-

ordnungspunkten zum Gegenstand der Beratung Be-
troffene oder Sachverständige zu hören, ist die Anhörung 
zu beenden, bevor Beratung und Abstimmung über den 
Gegenstand beginnen. 

 

Zeit der Einwohnerfra-
genstunde sollte in der 
GeschO festgehalten 
werden 

§ 9 
Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung  

(§ 29 BbgKVerf) 
 

(1) Anfragen der Gemeindevertreter an den Hauptver-
waltungsbeamten, die in der Sitzung der Gemein-
devertretung beantwortet werden sollen, können 
bis drei Arbeitstage vor der Sitzung per E-Mail an 
das Postfach anfragen@amt-brueck.de  einge-
reicht werden. Diese sind kurz und sachlich abzu-
fassen.  
Die Beantwortung erfolgt in der Regel schriftlich 
und wird den Gemeindevertretern zur jeweiligen 
Sitzung im Ratsinformationssystem (RIS) zur Ver-
fügung gestellt.  
Der Anfragende kann bis zu zwei Zusatzfragen stel-
len. Ist die Beantwortung wegen der Kürze der Zeit, 
aus Gründen des Rechercheumfangs und/oder 
Rückantwort Dritter nicht möglich, ist die Anfrage in 
der folgenden Sitzung zu beantworten, Gleiches gilt 
für mündlich in der Sitzung gestellte Anfragen, wel-
che nicht direkt vom Hauptverwaltungsbeamten be-
antwortet werden können. Diese werden in der Nie-
derschrift festgehalten und in der folgenden Sitzung 
beantwortet. 

 

 
§ 9 Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung (§ 

29 BbgKVerf) 
 
Anfragen der Gemeindevertreter an den Hauptverwaltungs-
beamten, die in der Sitzung der Gemeindevertretung beant-
wortet werden sollen, können bis drei Arbeitstage vor der Sit-
zung per E-Mail an das Postfach anfragen@amt-brueck.de 
eingereicht werden. Diese sind kurz und sachlich abzufas-
sen.  
Die Beantwortung erfolgt in der Regel schriftlich und wird den 
Gemeindevertretern zur jeweiligen Sitzung im Ratsinformati-
onssystem (RIS) zur Verfügung gestellt.  
Der Anfragende kann bis zu zwei Zusatzfragen stellen. Ist die 
Beantwortung wegen der Kürze der Zeit, aus Gründen des 
Rechercheumfangs und/oder noch fehlender Rückantwort 
Dritter nicht möglich, ist die Anfrage in der folgenden Sitzung 
zu beantworten. Gleiches gilt für mündlich in der Sitzung ge-
stellte Anfragen, welche nicht direkt vom Hauptverwaltungs-
beamten beantwortet werden können. Diese werden in der 
Niederschrift festgehalten und in der folgenden Sitzung be-
antwortet. Sollte die nächste Sitzung noch zu lange entfernt 
sein, wird die beantwortete Anfrage der gesamten Gemein-
devertretung per Mail übermittelt. 
 

 
 
 
 
 

Nummerierung entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ergänzung für kurzfris-
tige Übermittlung 

§ 10   
 

mailto:anfragen@amt-brueck.de
mailto:anfragen@amt-brueck.de
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Sitzungsablauf  
(§ 37 BbgKVerf) 

 
(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzungen, leitet die 

Verhandlungen und schließt die Sitzungen der Ge-
meindevertretung. In den Sitzungen handhabt er 
die Ordnung und übt das Hausrecht aus. Im Falle 
seiner Verhinderung treten seine Stellvertreter in 
der Reihenfolge ihrer Benennung als Erster oder 
Zweiter Stellvertreter an seine Stelle.  
 

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grund-
sätzlich in folgender Reihenfolge durchzuführen: 

 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der ordnungsmäßigen Ladung 

sowie der Beschlussfähigkeit 
3. Feststellung der Tagesordnung 
4. Information zu wesentlichen Angelegenhei-

ten der Gemeinde und Beschlusskontrolle  
5. Information aus der Ausschussarbeit 
6. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nicht 

öffentlichen Teil der vorangegangenen Sit-
zung 

7. Entscheidung über eventuelle Einwendun-
gen gegen die Niederschrift des öffentlichen 
Teils der letzten Sitzung  

8. Behandlung von Anfragen der Gemeinde-
vertreter 

9. Einwohnerfragestunde  
10. Behandlung der Tagesordnungspunkte des 

öffentlichen Teils der Sitzung 
11. Entscheidung über eventuelle Einwendun-

gen gegen die Niederschrift des nicht öffent-
lichen Teils der letzten Sitzung 

§ 10 Sitzungsablauf (§ 37 BbgKVerf) 
 
(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzungen, leitet die Ver-

handlungen und schließt die Sitzungen der Gemeinde-
vertretung. In den Sitzungen handhabt er die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus. Im Falle seiner Verhinderung 
treten seine Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer Benen-
nung als Erster oder Zweiter Stellvertreter an seine Stelle.  

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grundsätz-

lich in folgender Reihenfolge durchzuführen: 
 

Öffentlicher Teil: 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der ordnungsmäßigen Ladung sowie 

der Beschlussfähigkeit 
3. Feststellung der Tagesordnung 
4. Information zu wesentlichen Angelegenheiten der 

Gemeinde und Beschlusskontrolle  
5. Information aus der Ausschussarbeit 
6. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nicht öf-

fentlichen Teil der vorangegangenen Sitzung und 
Beschlusskontrolle 

7. Entscheidung über eventuelle Einwendungen ge-
gen die Niederschrift des öffentlichen Teils der 
letzten Sitzung  

8. Behandlung von Anfragen der Gemeindevertreter 
9. Einwohnerfragestunde  
10. Behandlung der Tagesordnungspunkte des öf-

fentlichen Teils der Sitzung 
 

Nicht öffentlicher Teil 
11. Entscheidung über eventuelle Einwendungen ge-

gen die Niederschrift des nicht öffentlichen Teils 
der letzten Sitzung 

12. Behandlung von Anfragen der Gemeindevertreter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlusskontrolle the-
matisch an TOP 6 zuge-
ordnet 
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12. Behandlung von Anfragen der Gemeinde-
vertreter 

13. Behandlung der Tagesordnungspunkte des 
nicht öffentlichen Teils der Sitzung 

14. Schließung der Sitzung 
 

13. Informationen zu wesentlichen Angelegenheiten 
der Gemeinde 

14. Behandlung der Tagesordnungspunkte des nicht 
öffentlichen Teils der Sitzung 

15. Schließung der Sitzung 
 

Zus. TOP im nöT einge-
fügt. 
 

§ 11 
Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbre-

chung und Vertagung 
 

(1) Die Gemeindevertretung kann die Tagesordnungs-
punkte 
 

a. durch Entscheidung in der Sache abschlie-
ßen, 

b. verweisen oder 
c. vertagen. 

 
(2) Der Antrag auf Entscheidung in der Sache geht bei 

der Abstimmung dem Verweisungsantrag, dieser 
dem Vertagungsantrag vor. Wird einem Antrag 
stattgegeben, sind die bei der Antragstellung vorlie-
genden Wortmeldungen noch zuzulassen. 
 

(3) Der Vorsitzende kann die Sitzung der Gemeinde-
vertretung unterbrechen. Auf Antrag von einem 
Viertel ihrer anwesenden Mitglieder muss er die Sit-
zung unterbrechen. Bei einer weiteren Unterbre-
chung ist für den Antrag die Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder der Gemeindevertretung erforder-
lich. Die Unterbrechung soll nicht länger als 15 Mi-
nuten dauern. 

 
(4) Nach 22 Uhr werden keine weiteren Tagesord-

nungspunkte aufgerufen. Der in der Beratung be-
findliche Tagesordnungspunkt wird abschließend 

 
§ 11 Behandlung der Tagesordnungspunkte, Unterbre-

chung und Vertagung 
 
(1) Die Gemeindevertretung kann die Tagesordnungspunkte 

 
a. durch Entscheidung in der Sache abschließen, 
b. verweisen oder 
c. vertagen. 

 
(2) Der Antrag auf Entscheidung in der Sache geht bei der 

Abstimmung dem Verweisungsantrag und dieser dem 
Vertagungsantrag vor. Wird einem Antrag stattgegeben, 
sind die bei der Antragstellung vorliegenden Wortmeldun-
gen noch zuzulassen. 

 
(3) Der Vorsitzende kann die Sitzung der Gemeindevertre-

tung unterbrechen. Auf Antrag von einem Viertel Drittel 
ihrer anwesenden Mitglieder oder einer Fraktion muss er 
die Sitzung unterbrochen werden. Bei einer weiteren Un-
terbrechung ist für den Antrag die Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder der Gemeindevertretung erforderlich. Die 
Unterbrechung soll nicht länger als 15 Minuten dauern. 

 
(4) Nach 22 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungs-

punkte aufgerufen. Der in der Beratung befindliche Ta-
gesordnungspunkt wird abschließend behandelt. Die Ge-
meindevertretung kann gemäß § 34 Abs. 5 BbgKVerf mit 
der Mehrheit der anwesenden Mitglieder die Unterbre-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an Muster 
StGB und Ergänzung 
„Fraktion“ da Fraktion in-
nerhalb der GV gebildet 
wurde. 
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behandelt. Die Gemeindevertretung kann gemäß § 
34 Abs. 5 BbgKVerf mit der Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder die Unterbrechung der Sitzung und 
deren Fortsetzung zur Behandlung der noch offe-
nen Tagesordnungspunkte an einem anderen Ter-
min beschließen (Fortsetzungssitzung). Der Be-
schluss muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung 
bestimmen. Für die Fortsetzungssitzung erfolgt 
keine erneute Ladung. Soll keine Fortsetzungssit-
zung beschlossen werden, sind die noch nicht auf-
gerufenen Tagesordnungspunkte in der nächsten 
Sitzung der Gemeindevertretung an vorderer Stelle 
auf die Tagesordnung zu setzen.  

 

chung der Sitzung und deren Fortsetzung zur Behand-
lung der noch offenen Tagesordnungspunkte an einem 
anderen Termin beschließen (Fortsetzungssitzung). Der 
Beschluss muss Zeit und Ort der Fortsetzungssitzung be-
stimmen. Für die Fortsetzungssitzung erfolgt keine er-
neute Ladung. Soll keine Fortsetzungssitzung beschlos-
sen werden, sind die noch nicht aufgerufenen Tagesord-
nungspunkte in der nächsten Sitzung der Gemeindever-
tretung an vorderer Stelle auf die Tagesordnung zu set-
zen.  

 

§ 12 
Redeordnung 

 
(1) Reden darf nur, wer vom Vorsitzenden der Gemein-

devertretung das Wort erhalten hat. Wortmeldun-
gen erfolgen durch Handheben. Zu einem Tages-
ordnungspunkt kann dem einzelnen Gemeindever-
treter bis zu dreimal das Wort erteilt werden. 
 

(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort nach der Reihen-
folge der Wortmeldungen, soweit nicht mit Zustim-
mung des Redeberechtigten hiervon abgewichen 
wird. Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit 
zu erteilen und darf sich nur auf den in der Beratung 
befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. Es 
darf dadurch kein Redner unterbrochen werden. 

 
(3) Dem Hauptverwaltungsbeamten ist auch außer-

halb der Reihe der Wortmeldungen jederzeit das 
Wort zu erteilen. 

 

 
§ 12 Redeordnung 

 
(1) Reden darf nur, wer vom Vorsitzenden der Gemeindever-

tretung das Wort erhalten hat. Wortmeldungen erfolgen 
durch Handheben. Zu einem Tagesordnungspunkt kann 
dem einzelnen Gemeindevertreter bis zu dreimal das 
Wort erteilt werden. 

 
(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort nach der Reihenfolge 

der Wortmeldungen, soweit nicht mit Zustimmung des 
Redeberechtigten hiervon abgewichen wird. Das Wort 
zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf 
sich nur auf den in der Beratung befindlichen Tagesord-
nungspunkt beziehen. Es darf dadurch kein Redner un-
terbrochen werden. 

 
(3) Dem Hauptverwaltungsbeamten ist auch außerhalb der 

Reihe der Wortmeldungen jederzeit das Wort zu erteilen. 
 

 

§ 13   
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Sitzungsleitung  
(§ 37 BbgKVerf) 

 
(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann 

Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abwei-
chen, zur Sache rufen. 
 

(2) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung dreimal 
zur Sache gerufen worden, so hat ihm der Vorsit-
zende das Wort zu entziehen und darf es ihm in 
derselben Aussprache zum selben Gegenstand 
nicht wieder erteilen. 
 

(3) Der Vorsitzende kann ein Mitglied der Gemeinde-
vertretung zur Ordnung rufen, dessen Verhalten 
den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung stört. 

 
(4) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung der Ge-

meindevertretung dreimal zur Ordnung gerufen 
worden, kann ihm der Vorsitzende für die Dauer der 
Sitzung das Wort entziehen oder ihn des Raumes 
verweisen. 

 

§ 13 Sitzungsleitung (§ 37 BbgKVerf) 
 
(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann  

a) Redner, die vom Verhandlungsgegenstand ab-
weichen, zur Sache rufen, 

b) Mitglieder der Gemeindevertretung zur Ordnung 
rufen, wenn deren Verhalten den ordnungsgemä-
ßen Ablauf der Sitzung stört. 

 
(2) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung dreimal zur Sa-

che gerufen worden, so hat ihm der Vorsitzende das Wort 
zu entziehen und darf es ihm in derselben Aussprache 
zum selben Gegenstand nicht wieder erteilen. 

 
(3) Der Vorsitzende kann ein Mitglied der Gemeindevertre-

tung zur Ordnung rufen, dessen Verhalten den ordnungs-
gemäßen Ablauf der Sitzung stört. 

 
(3) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung der Gemeinde-

vertretung dreimal zur Ordnung gerufen worden, kann 
ihm der Vorsitzende für die Dauer der Sitzung das Wort 
entziehen oder ihn des Raumes verweisen. 

 

 
 
 
Neu formuliert für bes-
sere Übersicht (1 und alt 
3 zusammengeführt) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nummerierung ange-
passt 

§ 14  
Mitwirkungsverbot  

(§ 22 BbgKVerf) 
 

(1) Muss ein Gemeindevertreter annehmen, an der Be-
ratung und Beschlussfassung nicht teilnehmen zu 
dürfen, so hat er dies dem Vorsitzenden vor Eintritt 
in die Beratung dieses Tagesordnungspunktes un-
aufgefordert anzuzeigen. 

 
(2) Ein Gemeindevertreter, für den nach Absatz 1 ein 

Mitwirkungsverbot besteht, hat bei  
 

 

§ 14 Mitwirkungsverbot (§ 22 BbgKVerf) 
 

(1) Muss ein Gemeindevertreter annehmen, an der Beratung 
und Beschlussfassung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat 
er dies dem Vorsitzenden vor Eintritt in die Beratung die-
ses Tagesordnungspunktes unaufgefordert anzuzeigen. 

 
(2) Ein Gemeindevertreter, für den nach Absatz (1) ein Mit-

wirkungsverbot besteht, hat bei  
a. nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu 

verlassen. 

 



 
13 

 

a. nicht öffentlichen Sitzungen den Sitzungs-
raum zu verlassen. 

b. öffentlichen Sitzungen weder an der Bera-
tung noch an der Abstimmung teilzuneh-
men. Muss den Raum aber nicht verlassen. 

 
(3) Die Nichtmitwirkung (Befangenheit) ist in der Nie-

derschrift festzuhalten. 
 

b. öffentlichen Sitzungen weder an der Beratung 
noch an der Abstimmung teilzunehmen. Muss den 
Raum aber nicht verlassen. 

 
(3) Die Nichtmitwirkung (Befangenheit) ist in der Nieder-

schrift festzuhalten. 
 

§ 15 
Abstimmungen  
(§ 39 BbgKVerf) 

 
(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abge-

stimmt. Auf Verlangen eines Mitgliedes der Ge-
meindevertretung ist vor jeder Abstimmung der An-
trag zu verlesen. Bei der offenen Abstimmung stellt 
der Vorsitzende der Gemeindevertretung die An-
zahl der Mitglieder fest, die  
 

a. dem Antrag zustimmen, 
b. den Antrag ablehnen, 
c. sich der Stimme enthalten. 

 
Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Ab-
stimmung angezweifelt, so muss die offene Abstim-
mung vor Behandlung des nächsten Tagesord-
nungspunktes wiederholt werden. 

 
(2) Auf Verlangen von einem Mitglied der Gemeinde-

vertretung oder einer Fraktion ist namentlich abzu-
stimmen.  
 

(3) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Änderungs- 
und Ergänzungsanträge vor, wird zuerst über den 
Antrag abgestimmt, der von der Sitzungsvorlage 

 
§ 15 Abstimmungen (§ 39 BbgKVerf) 

 
(1) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abgestimmt. 

Auf Verlangen eines Mitgliedes der Gemeindevertretung 
ist vor jeder Abstimmung der Antrag zu verlesen. Bei der 
offenen Abstimmung stellt der Vorsitzende der Gemein-
devertretung die Anzahl der Mitglieder fest, die  

a. dem Antrag zustimmen, 
b. den Antrag ablehnen, 
c. sich der Stimme enthalten. 
 

Wird das Abstimmungsergebnis sofort nach der Abstim-
mung angezweifelt, so muss die offene Abstimmung vor 
Behandlung des nächsten Tagesordnungspunktes wie-
derholt werden. 

 
(2) Auf Verlangen von einem Mitglied der Gemeindevertre-

tung oder einer Fraktion ist namentlich abzustimmen. Die 
Stimmabgabe ist in der Niederschrift festzuhalten. 

 
(3) Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Änderungs- und Er-

gänzungsanträge vor, wird zuerst über den Antrag abge-
stimmt, der von der Sitzungsvorlage am weitesten ab-
weicht. Bei Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit fi-
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am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und Ergän-
zungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen hat 
der den Vorrang, der Mehrausgaben oder Minder-
einnahmen bewirkt. In Zweifelsfällen entscheidet 
der Vorsitzende der Gemeindevertretung. 

 
(4) Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen 

wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage bzw. des 
Antrages gesondert abzustimmen. Über die Vor-
lage beziehungsweise den Antrag ist danach insge-
samt zu beschließen. 
 

(5) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit den 
Vorrang und müssen vor Sachanträgen behandelt 
werden. 

 

nanziellen Auswirkungen hat der den Vorrang, der Mehr-
ausgaben oder Mindereinnahmen bewirkt. In Zweifelsfäl-
len entscheidet der Vorsitzende der Gemeindevertretung. 

 
(4) Auf Antrag, der mit Stimmenmehrheit angenommen 

wurde, ist über einzelne Teile der Vorlage bzw. des An-
trages gesondert abzustimmen. Über die Vorlage bezie-
hungsweise den Antrag ist danach insgesamt zu be-
schließen. 

 
(5) Anträge zur Geschäftsordnung haben jederzeit den Vor-

rang und müssen vor Sachanträgen behandelt werden. 
 

§ 16 
Geheime Wahlen  

(§§ 39 und 40 BbgKVerf) 
 

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von geheimen 
Wahlen ist aus der Mitte der Gemeindevertretung 
ein aus 2 Personen bestehender Wahlausschuss 
zu bilden. 
 

(2) Es sind äußerlich gleiche Stimmzettel zu verwen-
den. Werden keine Umschläge verwendet, so sind 
die Stimmzettel so zu falten, dass das Stimmver-
halten von außen nicht erkennbar ist. 

 
(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur 

noch mit einem Kreuz zu kennzeichnen sind. Bei 
weiterer Beschriftung, Gestaltung und fehlender 
Kennzeichnung des Stimmzettels ist die Stimme 
ungültig. 

 

 
§ 16 Einzel- und Gremienwahlen, Geheime Wahlen  

(§§ 39 40 und 40 41 BbgKVerf) 
 
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von geheimen Wah-

len ist aus der Mitte der Gemeindevertretung ein aus 2 
Personen bestehender Wahlausschuss zu bilden. 

 
(2) Es sind äußerlich gleiche Zettel zu verwenden. Werden 

keine Umschläge verwendet, so sind die Stimmzettel zu 
falten, dass das Stimmverhalten von außen nicht erkenn-
bar ist. Hat die Gemeindevertretung eine einzelne Person 
zu bestellen oder vorzuschlagen, wird diese nach §40 
BbgKVerf gewählt, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 

 
(3) Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass sie nur noch 

mit einem Kreuz zu kennzeichnen sind. Bei weiterer Be-
schriftung, Gestaltung und fehlender Kennzeichnung des 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ nach Vorgabe Ge-
schäftsordnungsmus-
ter des StGB ange-

passt 
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(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder 
räumlich so abgegrenzt zu erfolgen, dass das 
Wahlgeheimnis gewahrt ist. Einheitliches Schreib-
gerät ist zu verwenden. 

 
(5) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt das 

vom Wahlausschuss festgestellte Ergebnis der 
Wahl bekannt. 

 

Stimmzettels ist die Stimme ungültig. Hat die Gemeinde-
vertretung mehrere Mitglieder eines Gremiums zu bestel-
len oder vorzuschlagen, werden die Mitglieder und ihre 
Stellvertreter nach § 41 BbgKVerf gewählt, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist oder die Gemeindever-
tretung einstimmig ein anderes Verfahren beschließt. 

 
(4) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder räumlich 

so abgegrenzt zu erfolgen, dass das Wahlgeheimnis ge-
wahrt ist. Einheitliches Schreibgerät ist zu verwenden. 

 
(4) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt das vom 

Wahlausschuss festgestellte Ergebnis der Wahl bekannt. 
 

§ 17 
Niederschrift  

(§ 42 BbgKVerf) 
 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist für die Erstellung 
der Niederschrift verantwortlich. Er bestimmt den 
Protokollführer. 
 

(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten:  
a. den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung, 
b. die Namen der anwesenden, sowie der ent-

schuldigt und unentschuldigt abwesenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung, 

c. die Namen der teilnehmenden Verwal-
tungsvertreter und anderer zugelassener 
Personen, 

d. die Tagesordnung, 
e. den Wortlaut der Anträge mit Namen der 

Antragsteller, den Wortlaut der Beschlüsse, 
f. die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmun-

gen, 

 
§ 17 Niederschriften (§ 42 BbgKVerf) 

 
(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist für die Erstellung der 

Niederschrift zur Gemeindevertretersitzung verantwort-
lich. Er bestimmt den Protokollführer. In den Ausschüs-
sen wird die Protokollführung vom jeweiligen Vorsitzen-
den bestimmt. 

 
(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten:  

a) den Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung, 
b) die Namen der anwesenden, sowie der entschul-

digt und unentschuldigt abwesenden Mitglieder 
der Gemeindevertretung des Gremiums, 

c) die Namen der teilnehmenden Verwaltungsvertre-
ter und anderer zugelassener Personen, 

d) die Tagesordnung, 
e) den Wortlaut der Anträge mit Namen der Antrag-

steller, den Wortlaut der Beschlüsse, 
f) die Ergebnisse der Wahlen und Abstimmungen, 
g) den Ausschluss und die Wiederherstellung der 

Öffentlichkeit, 
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g. den Ausschluss und die Wiederherstellung 
der Öffentlichkeit, 

h. das Abstimmungsverhalten jedes Mitglie-
des der Gemeindevertretung, das dies ver-
langt, 

i. bei namentlicher Abstimmung das Abstim-
mungsverhalten der Gemeindevertreter und 

j. die Namen, der wegen Befangenheit an der 
Beratung oder Entscheidung zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten nicht mitwirkenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung.  

 
(3) Angelegenheiten, die in nicht öffentlicher Sitzung 

behandelt wurden, sind gesondert zu protokollie-
ren. 
 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist innerhalb von 14 Ta-
gen nach der Sitzung, spätestens mit der Ladung 
zur nächsten Sitzung den Mitgliedern der Gemein-
devertretung zu zusenden.  
 

(5) Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentli-
chen Wohls oder zur Wahrung von Rechten Dritter 
etwas anderes beschlossen wird, wird die Öffent-
lichkeit über den wesentlichen Inhalt der Be-
schlüsse der Gemeindevertretung unterrichtet. 
Dies erfolgt durch Veröffentlichung der wesentli-
chen Inhalte der Beschlusstexte auf der Internet-
seite des Amtes Brück (www.amt-brueck.de) im 
Ratsinformationssystem (RIS) in der jeweiligen Sit-
zung. 
 

(6) Die Niederschrift über den öffentlichen Teil einer 
Sitzung der Gemeindevertretung sowie der Aus-
schüsse ist nach der Bestätigung durch die Mitglie-

h) das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes der 
Gemeindevertretung, das dies verlangt, 

i) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungs-
verhalten der Gemeindevertreter und 

j) die Namen, der wegen Befangenheit an der Bera-
tung oder Entscheidung zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten nicht mitwirkenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung.  

 
(3) Angelegenheiten, die in nicht öffentlicher Sitzung behan-

delt wurden, sind gesondert zu protokollieren. 
 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist innerhalb von 14 Tagen nach 
der Sitzung, spätestens mit der Ladung zur nächsten Sit-
zung den Mitgliedern der Gemeindevertretung zu zusen-
den.  

 
(5) Soweit nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen 

Wohls oder zur Wahrung von Rechten Dritter etwas an-
deres beschlossen wird, wird die Öffentlichkeit über den 
wesentlichen Inhalt der Beschlüsse der Gemeindevertre-
tung unterrichtet. Dies erfolgt durch Veröffentlichung der 
wesentlichen Inhalte der Beschlusstexte auf der Internet-
seite des Amtes Brück (www.amt-brueck.de) im Ratsin-
formationssystem (RIS) in der jeweiligen Sitzung. 
 

(6) Die Niederschrift über den öffentlichen Teil einer Sitzung 
der Gemeindevertretung sowie der Ausschüsse ist nach 
der Bestätigung durch die Mitglieder der Gemeindever-
tretung bzw. der Ausschussmitglieder auf der Internet-
seite des Amtes Brück (im RIS zur jeweiligen Sitzung) 
einzustellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es steht er GV frei einen 
Satz im Abs 4 zu ergän-
zen was den zeitlichen 
Rahmen für die Über-
mittlung der Aus-
schussprotokolle betrifft. 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
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der der Gemeindevertretung bzw. der Ausschuss-
mitglieder auf der Internetseite des Amtes Brück 
(im RIS zur jeweiligen Sitzung) einzustellen.     

 

§ 18 
Bild- und Tonaufzeichnungen  

(§ 36 BbgKVerf) 
 

(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzung der 
Gemeindevertretung durch Presse, Rundfunk und 
ähnliche Medien sind grundsätzlich zulässig, wenn 
alle anwesenden Mitglieder der Gemeindevertre-
tung zustimmen. 
 

(2) Absatz 1 gilt für von der Gemeindevertretung selbst 
veranlasste Bild- und Tonübertragungen sowie 
Bild- und Tonaufzeichnungen entsprechend. 

 
(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsnieder-

schrift sind Tonaufzeichnungen der vollständigen 
Sitzung zulässig. Sie sind gemäß § 42 Abs. 2 Satz 
4 BbgKVerf nach der darauf folgenden Sitzung zu 
löschen. 

 

 
§ 18 Bild- und Tonaufzeichnungen (§ 36 BbgKVerf) 

 
(1) Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und Tonauf-

zeichnungen der öffentlichen Sitzung der Gemeindever-
tretung durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien 
sind grundsätzlich zulässig, wenn alle anwesenden Mit-
glieder der Gemeindevertretung zustimmen. 

 
(2) Absatz 1 gilt für von der Gemeindevertretung selbst ver-

anlasste Bild- und Tonübertragungen sowie Bild- und 
Tonaufzeichnungen entsprechend. 
 

(3) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift 
sind Tonaufzeichnungen der vollständigen Sitzung zuläs-
sig. Sie sind gemäß § 42 Abs. 2 Satz 4 BbgKVerf nach 
der darauf folgenden Sitzung zu löschen.  
 

(4) Bild- und Tonaufzeichnungen zu anderen als in den Ab-
sätzen 1 bis 3 genannten Gründe nur zulässig, wenn alle 
anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung zustim-
men. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ergänzung gem. StGB-
Muster 

§ 19 
Fraktionen  

(§ 32 BbgKVerf) 
 

(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der 
Gemeindevertretung. Eine Fraktion muss mindes-
tens aus 2 Mitgliedern bestehen. Fraktionen wirken 

 
§ 19 Fraktionen (§ 32 BbgKVerf) 

 
(1) Fraktionen sind Vereinigungen von Mitgliedern der Ge-

meindevertretung. Eine Fraktion muss mindestens aus 2 
Mitgliedern bestehen. Fraktionen wirken an der Willens-
bildung und Entscheidungsfindung in der Gemeindever-
tretung mit. 
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an der Willensbildung und Entscheidungsfindung in 
der Gemeindevertretung mit. 
 

(2) Die Fraktionen haben dem Vorsitzenden der Ge-
meindevertretung von ihrer Bildung unverzüglich 
schriftlich Kenntnis zu geben. Die Mitteilung hat die 
genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie 
aller der Fraktion angehörenden Gemeindevertre-
ter zu enthalten. Die einer Fraktion zustehenden 
Rechte kann sie nach Zugang der Mitteilung nach 
Satz 2 wahrnehmen. Veränderungen sind dem Vor-
sitzenden stets unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 

 
(2) Die Fraktionen haben dem Vorsitzenden der Gemeinde-

vertretung sowie dem Sitzungsdienst von ihrer Bildung 
unverzüglich schriftlich Kenntnis zu geben. Die Mitteilung 
hat die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des 
Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie aller 
der Fraktion angehörenden Gemeindevertreter zu enthal-
ten. Die einer Fraktion zustehenden Rechte kann sie 
nach Zugang der Mitteilung nach Satz 2 wahrnehmen. 
Veränderungen sind dem Vorsitzenden der Gemeinde-
vertretung stets unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 

Zweiter Abschnitt 
Ausschüsse der Gemeindevertretung 

 
§ 20 

Fachausschüsse  
(§ 43 ff. BbgKVerf) 

 
Die Gemeindevertretung bildet zur Vorbereitung ihrer Be-
schlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung aus ihrer Mitte 
Ausschüsse (Fachausschüsse). 
 

Zweiter Abschnitt 
Ausschüsse der Gemeindevertretung 

 
§ 20 Fachausschüsse (§ 43 ff. 44 BbgKVerf) 

 
(1) Die Gemeindevertretung bildet zur Vorbereitung ihrer Be-

schlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung aus ihrer Mitte 
Ausschüsse (Fachausschüsse). 

 
(2) Die Gemeindevertretung kann sachkundige Einwohner 

zu beratenden Mitgliedern ihrer Ausschüsse berufen. 
Sachkundige Einwohner haben beratende Funktion, je-
doch kein Stimmrecht in dem Ausschuss, in den sie be-
rufen sind. Sie können nicht Ausschussvorsitzender oder 
stellvertretender Ausschussvorsitzender sein und haben 
keine Stellvertreter. 

 

 

§ 21 
Verfahren in den Ausschüssen  

(§ 44 BbgKVerf) 
 

 
§ 21 Verfahren in den Ausschüssen (§ 44 BbgKVerf) 
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(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der Ge-
meindevertretung gemäß § 43 BbgKVerf gebildeten 
Ausschüsse gelten die Vorschriften des Ersten Ab-
schnittes sinngemäß, soweit nicht gesetzlich oder 
in den folgenden Absätzen eine andere Regelung 
getroffen wird. 
 

(2) Die Öffentlichkeit soll über Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Sitzungen der Ausschüsse durch Aus-
hang in den Bekanntmachungskästen, welche in 
der jeweils gültigen Fassung der Hauptsatzung der 
Gemeinde Borkheide aufgeführt sind, unterrichtet 
werden.  

 
(3) Die Rechte nach § 39 Abs. 2 Nr. 1 BbgKVerf und § 

35 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf können auch von min-
destens zwei stimmberechtigten Ausschussmitglie-
dern geltend gemacht werden. 

 

(1) Für Geschäftsgang und Verfahren der von der Gemein-
devertretung gemäß § 43 BbgKVerf gebildeten Aus-
schüsse gelten die Vorschriften des Ersten Abschnittes 
dieser Geschäftsordnung sinngemäß, soweit nicht ge-
setzlich oder in den folgenden Absätzen eine andere Re-
gelung getroffen wird. 

 
(2) Die Öffentlichkeit soll über Zeit, Ort und Tagesordnung 

der Sitzungen der Ausschüsse durch Aushang in den Be-
kanntmachungskästen, welche in der jeweils gültigen 
Fassung der Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide auf-
geführt sind, unterrichtet werden. Weiterhin erfolgt di Un-
terrichtung der Öffentlichkeit über die Internetpräsenz 
des Amtes Brück www.amt-brueck.de . 

 
(3) Die Rechte nach § 39 Abs. 2 Nr. 1 BbgKVerf und § 35 

Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf können auch von mindestens 
zwei stimmberechtigten Ausschussmitgliedern geltend 
gemacht werden. 

 

§ 22 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschriften 

 
Die Bestimmungen dieses Abschnittes sind sinngemäß 
auch auf solche Ausschüsse der Gemeinde anzuwenden, 
die auf besonderen Rechtsvorschriften beruhen, soweit 
diese Vorschriften nichts anderes bestimmen. 
 

§ 22 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschriften 

 
Die Bestimmungen dieses Abschnittes sind sinngemäß auch 
auf solche Ausschüsse der Gemeinde anzuwenden, die auf 
besonderen Rechtsvorschriften beruhen, soweit diese Vor-
schriften nichts anderes bestimmen. 
 

 
 
Wird gestrichen, da 
keine Ortsteile der Ge-
meinde Bh angehören o-
der entsprechende Gre-
mien vorhanden sind 

  

http://www.amt-brueck.de/
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Dritter Abschnitt 
Umgang mit Daten und Datenschutz 

 
§ 23 

Datenschutz 
 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der 
Ausschüsse, die im Rahmen der Ausübung ihrer 
ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen 
Unterlagen, die personenbezogene Daten enthal-
ten haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dür-
fen solche Daten nur zu dem jeweiligen, der recht-
mäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck ver-
arbeiten oder offenbaren. 
 

(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmtem oder bestimmbaren natürlichen Per-
son. 

 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, au-

tomatisierte Dateien und sonstige Datenträger, die 
als solche gekennzeichnet sind oder personenbe-
zogene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit 
vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang ste-
hende handschriftliche oder andere Notizen. 

 

Dritter Abschnitt 
Umgang mit Daten Elektronische Medien, Kommunika-

tion und Datenschutz 
 

§ 22 Datenschutz Nutzung elektronischer Medien und 
Kommunikation 

 
(1) Der Austausch von Einladungen, Tagesordnungen, An-

trägen und sonstiger Unterlagen erfolgt auf dem Postweg 
in Papierform. 
 

(2) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner können 
auf die Zusendung in Papierform verzichten. In diesem 
Fall werden ausschließlich Unterlagen auf dem Postweg 
zugestellt, welche nicht elektronisch vorliegen und/oder 
einer besonderen Vertraulichkeit unterliegen. Für die Zu-
sendung an die Verwaltung kann in jedem Fall wahlweise 
auch der Postweg verwendet werden. 
 

(3) Mitgliedern der Gemeindevertretung sind durch die Ver-
waltung persönliche E-Mail-Postfächer in der Domäne 
des Amtes einzurichten. Weitere elektronische Hilfsmit-
tel, z.B. Cloud-Zugänge, Kommunikations-Anwendun-
gen, können bereitgestellt werden, sofern diese in der 
Amtsverwaltung verfügbar sind. Ein Anspruch besteht 
nicht. 

 

 
 
 
 

 
§ wird durch Neuformu-
lierung vollständig er-
setzt 
 

§ 24 
Datenverarbeitung 

 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der 

Ausschüsse sind verpflichtet, vertrauliche Unterla-
gen so aufzubewahren, dass sie ständig vor Kennt-
nisnahme und Zugriff Dritter (z. B. Familienangehö-
riger, Besucher, Parteifreunde, Nachbarn ect.) ge-
sichert sind. Dieses gilt auch für den Transport der 

 
§ 23 Datenverarbeitung Umgang mit Daten und Daten-

schutz 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung und die sachkundi-
gen Einwohner dürfen vertrauliche Unterlagen mit personen-
bezogenen Daten nur für ihre gesetzlichen Aufgaben ver-
wenden.  

 
 
 
 
 
 

 
Ebenfalls vollständiger 
Austausch durch überar-
beiteten Text 
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Unterlagen. In begründeten Einzelfällen ist auf Ver-
langen Auskunft über die getroffenen Datensicher-
heitsmaßnahmen zu geben. 
 

(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder 
Mitteilung über den Inhalt an Dritte, ausgenommen 
im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an die 
Stellvertretung, ist nicht zulässig. Dies gilt auch für 
die Zeit nach  Ausscheiden aus der Gemeindever-
tretung. 
 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der 
Ausschüsse sind bei einem Auskunftsersuchen ei-
nes Betroffenen nach dem Landesdatenschutzge-
setz verpflichtet, dem Hauptverwaltungsbeamten 
auf Anfrage schriftlich Auskunft über die bei ihnen 
aufgrund dieser Tätigkeit zu einer bestimmten Per-
son gespeicherten Daten zu erteilen. 
 

(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dau-
erhaft zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese 
für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt wer-
den. 
 

(5) Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließ-
lich aller damit in Zusammenhang stehenden Un-
terlagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn 
die Niederschrift über eine Sitzung, in der der jewei-
lige Tagesordnungspunkt abschließend behandelt 
wurde, genehmigt ist. 
 

(6) Bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertre-
tung sind alle vertraulichen Unterlagen sofort dau-
erhaft zu vernichten bzw. zu löschen. Die Unterla-
gen können auch der Amtsverwaltung zur Vernich-

Personenbezogene Daten beziehen sich auf bestimmte oder 
bestimmbare Personen. Vertrauliche Unterlagen sind alle 
Dokumente, die als vertraulich gekennzeichnet sind oder per-
sonenbezogene Daten enthalten.  
Diese Unterlagen müssen so aufbewahrt werden, dass Dritte 
keinen Zugang haben. Die Weitergabe an Dritte ist, außer an 
Vertreter, nicht gestattet.  
Auf Anfrage müssen sie dem Hauptverwaltungsbeamten 
Auskunft über gespeicherte Daten erteilen.  
Vertrauliche Unterlagen sind sofort zu vernichten, wenn sie 
nicht mehr benötigt werden, insbesondere jedoch nach dem 
Ausscheiden aus der ehrenamtlichen Tätigkeit. 
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tung bzw. Löschung übergeben werden. Die aus-
geschiedenen Mitglieder haben die Vernichtung 
bzw. Löschung aller vertraulichen Unterlagen ge-
genüber dem Hauptverwaltungsbeamten schriftlich 
zu bestätigen. 

 

Vierter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
 
 
 
 
 
 

§ 25 
Inkrafttreten 

 
Die Geschäftsordnung der Gemeinde Borkheide tritt am 
Tage nach der Beschlussfassung durch die Gemeindever-
tretung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung, die 
am 22. Januar 2015 beschlossen wurde, außer Kraft. 
 
 
Brück, den 13.04.2024 
 
 
Andreas Kreibich 
Vorsitzender der Gemeindevertretung 
 

Vierter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
§ 24 Funktionsbezeichnungen 

 
Soweit in dieser Geschäftsordnung Funktionen mit einem ge-
schlechtsspezifischen Begriff beschrieben werden, gilt die je-
weilige Bestimmung für das jeweils andere Geschlecht 
gleichermaßen. 

 
§ 25 Inkrafttreten 

 
Die Geschäftsordnung der Gemeinde Borkheide tritt am 
Tage nach der Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung, die am 22. Januar 
2015 21.03.2024 beschlossen wurde, außer Kraft. 
 
 
Brück, den 13.04.2024 ……………………………. 
 
 
Andreas Kreibich Steffi Randig 
Vorsitzender der Gemeindevertretung 
 

 

   

 
Interner Hinweis: 
Da die Geschäftsordnung nur organisationsinternes Recht 
der Vertreterkörperschaft regelt, unterliegt sie nicht den 

 
Interner Hinweis: 
Da die Geschäftsordnung nur organisationsinternes Recht 
der Vertreterkörperschaft regelt, unterliegt sie nicht den 
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Formvorschriften für gemeindliche Satzungen und bedarf 
daher zu ihrer Wirksamkeit keiner öffentlichen Bekanntma-
chung. 
Die Veröffentlichung wird auf der Homepage des Amtes 
Brück unter entsprechender Rubrik vorgenommen. 
 

Formvorschriften für gemeindliche Satzungen und bedarf da-
her zu ihrer Wirksamkeit keiner öffentlichen Bekanntma-
chung. 
Die Veröffentlichung wird auf der Homepage des Amtes 
Brück unter entsprechender Rubrik vorgenommen. 
 

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

 


